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In der Landwirtschaftssache
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1, des Diplomingenieurs Bodo Fl 
über B]

in m Post

2. seines am |c f l H H P  1945 geborenen Sohnes Carl FfliB, 
gesetzlich vertreten durch seine Eltern, Biplom^igenieur 
B o d o P f l ^  und seine Ehefrau Inge F®^_geb, S 0 V  in 

Post über Br
zu 1 Antragsgegners und Beschv/erdegegners, 
zu 1 und 2 Rechtsbeschwerdeführer,

vertreten^ durch die Rechtsanwälte 
Br

und

g e g e n
die Ehefrau Hildegard van der Eist geb, 
Post über Br<

in W<

Antragstellerin, Beschwerdeführerin und Rechts­
beschwerdegegnerin-

vertreten durch 
und

Rechtsanwälte Br, 
in

wegen Feststellung des Hoferben

hat der V« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs als Senat für 
Landwirtschaftssachen in der Sitzung vom 11. Oktober 1955 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenteji Br. Tasche, der 
Bundesrichter Br, Hückinghaus und Br. Piepenbrock sowie 
der landwirtschaftlichen Beisitzer Buresch und Hachenberg
beschlossen;

Bie Rechtsbeschwerden gegen den Beschluß des 
Senats für Landwirtschaftssachen des Oberlandes­
gerichts in Celle vom 7- Februar 1955 werden
auf Kosten der Rechtsbeschwerdeführer, die der 
Antragsteilerin auch die außergerichtlichen Ko­
sten des Rechtsbeschwerdeverfahrens zu erstatten 
haben, als unzulässig verworfen.
Ber Geschäftswert für das Rechtsbeschwerdever­
fahren wird auf 72 300 BM festgesetzt.
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G r ü n d e !

Die am 28* Juni 1948 verstorbene Witwe Elisabeth 
gebe H e ^ ^  war Eigentümerin des im Grundbuch von 
Bd 7 Bl 252 eingetragenen Hofes, der 106,6524 ha groß ist 
und einen Einheitswert von 72 300 DM hat« Der Hof setzt 
sich zusammen aus 64;5 Morgen Acker« 60 Morgen Wiese,
58 Morgen Weiden, 2,5 Morgen Garten, 4 Morgen Deputatland, 
117 Morgen Ödland und Moor sowie rund 100 Morgen Wald« Der 
Rest entfällt auf Hofplatz, Wege und Gräben« Die Witwe 
F d P  hatte den Hof, der den Namen W ^ U H M f c  ̂ h r t , auf 
Grund eines Testaments ihres am 10« September 1924 verstor­
benen Ehemannes Carl F^^fe geerbt« Dessen Vater Burchard 
F d )  hatte den größten Teil der zum Hof gehörenden Grund­
stücke käuflich erworben. Burchard F d P  hatte zwei Söhne 
und eine Tochter« Er betrieb neben der Landwirtschaft ein 
Bauunternehmen und war Begründer der H a d H I H H M  B d P “ 
d H H H P  in Sein ältester Sohn Hinrich erhielt
den väterlichen Hof in D d B R  sein jüngster Sohn Carl, 
der Ehemann der Erblasserin, den neugeschaffenen Hof 
d l «  der bei der Übernahme durch Carl Ficke zum größten 
Teil Ödland war und nur kleine Gebäude hatte« Carl F d ^  
hat große Heide- und Moorflächen urbar gemacht und die 
weiter notwendigen Gebäude errichtet«

Aus der Ehe der Eheleute Carl und Elisabeth FflH) 
sind fünf Kinder hervorgegangen%

1« Margrit, geboren am d »  4 d  1906« Sie ist mit dem 
Diplomingenieur Hermann Claudius T d P  in 
verheiratet und hat drei Kinder namens Margrit,
Hilde und Claus im Alter von 15,12 und 6 Jahren.



Bodo (Antragsgegner) , geboren am 1907
in Nach der Reifeprüfung studierte er bis
1932 an den Technischen Hochschulen in München und 
Hannover und machte seine Prüfung als Diplomingenieur« 
Seit 1933 ist er in der Firma seines Vaters? der Ha#- 

B a f t ä t i g »  Seit 1937 sind der 
Ehemann seiner ältesten Schwester Margrit, Diplomingenieur 
T | ^ #  und dessen Mutter Mitinhaber der Firma« Im 
Februar 1943 richtete er sich mit eigenen Möbeln im 
Hause seiner Mutter auf dem Hof einige Zim­
mer ein« Am 26« August 1944 heiratete er die Tochter 
eines Fabrikanten aus Bad Nach der Heirat
zog auch seine Ehefrau auf den Hof« Er selbst war wei­
terhin im wesentlichen in seinem Geschäft, der H a #  
■ ■ ■ ■ ■ ■ #  b S H B B ,  tätig? kam aber zum Wochen­
ende meistens auf den Hof« Nach dem Tode seiner Mut­
ter übernahm er die Verwaltung des Hofes "für die 
Erbengemeinschaftttt• Aus seiner Ehe sind zwei Kinder 
hervorgegangen $
a) Carl? geboren am#» # ■ ■ ■ #  1943?
b) Bur chard, geboren am 1948«

Hildegard (Antragstellerin)geboren am 1909»
verheiratet mit dem Kaufmann v#| d #  Efl#? besuchte? 
nachdem sie zunächst von einer Hauslehrerin unter­
richtet worden war, bis zur Vollendung ihres 14« Le­
bensjahres die Schule in Hagen und ging dann noch zwei 
Jahre in zur Schule» Danach besuchte sie d£e
wirtschaftliche Frauenschule in I # # | # i n  Th#HI^#? 
um den Gärtnerinnenberuf zu erlernen» Vom 1» April 
bis zum 30« September 1928 war sie als Lehrling in 
dem der wirtschaftlichen Fraueftschule angeschlossenen? 
von der T h # H H H #  Hauptlandwirtschaftskammer an­
erkannten gärtnerischen Lehrbetrieb tätig* Nach einer 
weiteren Ausbildung in einem anderen Betrieb in Bl(
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bestand sie am 5 c März 1931 vor der Lrndwirtschafts- 
kammer für die Provinz Schleswig-Holstein die Gehil­
fenprüfung und blieb dann noch bis zum 10« Oktober 
1931 als Praktikantin weiter im Betrieb* Daneben 
besuchte sie die Staatliche Fachgewerbeschule in H 0  

Alsdann ging sie ein Jahr nach England, arbei­
tete dort als Gehilfin in einem botanischen Galten 
bei London und machte Studienreisen« Im April 1933 
heiratete sie den Holländer vtf d 9  E^p, der seit 
1924 in den niederländischen überseeischen Besitzun­
gen im Welthandel tätig und zuletzt Leiter der Nie­
derlassung der Nationalen Handelsbank Amsterdam in 
Probolinggo auf Java war« Von 1933 bis 1936 war 
Frau vjp d *  E ^ ^  mit ihrem Ehemann in Sumatra« Wäh­
rend eines Tropenurlaubs im Jahre 1936 war sie auf 
dem Hof ihrer Mutter und half ihr bei den Arbeiten« 
1937 bis 1938 lebte sie mit ihrem Mann in Java und 
Celebes. 1938 bis 1939 war sie wiederum ein Jahr in 
dem Betrieb in W 4 H H H 0 *  Im Mai 1940 wurde sie von 
den Holländern interniert« Nach der Entlassung im 
Jahre 1943 pachtete sie einen großen Garten in Java 
und richtete dort eine Gärtnerei für Gemüse und 
Blumen ein. Im Juni 1947 kam sie auf den Hof zurück 
und ist dort bis jetzt geblieben. Aus ihrer Ehe sind 
zwei Kinder hervorgegangen*
a) Elisabeth, geboren am 4P« 1935,
b) Carl, geboren am fll. W t B  1938. Er kam im Jahre 

1947 mit der Mutter auf den Hof, ging in Hagen 
zur Schule, in den letzten Jahren in eine höhere 
Privatschule. Vom 1. April 1955 ab soll er als 
Lehrling in dem landwirtschaftlichen Betrieb des 
Bauern Joachim K i ( H H P  in O f l H B P  bei Har0-

arbeiten«
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Elisabeth, geboren am ■ «  Juli 1911? verheiratet - 
mit Oberst a. D. Lothar v #  W u 0  SaBHIHP»
Aus dieser Ehe stammen drei Kinder namens x'eter, 
Wolfgang und Heide.
Anneliese, geboren am B .  B P  1919, verheiratet ge­
wesen mit dem am 13. März 1940 verstorbenen Land­
wirt Fredi H ü l B B  in A(

Auf Antrag des Antragsgegners hat das Amtsgericht 
(Landwirtschaftsgericht) am 26. Oktober 1948 einen Erb­
schein dahin erteilt, daß die Witwe Elisabeth FflB) von 
ihren fünf Kindern zu je 1/5 beerbt worden und Hoferbe 
des Hofes W B B H B  der Antragsgegner geworden sei (2 VI 
40'IQ AG Hagen). Im Grundbuch steht noch die Erblasserin 
als Eigentümerin des Hofes eingetragen.

Die Ehefrau Hildegard v 0  E | B  hat beantragt 
festzustellen, daß sie nach dem Tode .ihrer Mutter Hof­
erbin des Hofes W B H B I B  ge^orden sei. Zur Begründung 
hat sie vorgetragen, ihr Bruder Bodo komme als Hoferbe 
nicht in Frage, weil er nicht wirtschaftsfähig sei. Er 
habe keine landwirtschaftliche Ausbildung genossen und 
sei nur Kaufmann. Von der Landwirtschaft habe er keine 
Ahnung. Er sei nur vorübergehend, meist sonntags, auf 
dem Hof. Er habe für die Landwirtschaft nicht das geringste 
Interesse gehabt und auch niemals bei den Arbeiten auf 
dem Hof geholfen. Die Verwaltung des Hofes nach dem Tode 
der Mutter habe sich auf die finanziellen Angelegenheiten 
beschränkt. Schon im Jahre 1948 habe er auf eine Erklärung 
der Mutter, daß sie ihm den Hof nicht geben wolle, er- -
widert, den Dreck wolle er nicht. Er führe mit seiner»
Familie einen durchaus städtischen Haushalt. Der eine Sohn 
sei als Nachfolger in der Hai
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der andere Sohn als Nachfolger in dem Betrieb seines 
mütterlichen Großvaters in Bad vorgesehen.
Als Hoferbin komme allein sie in Frage, da die älteste 
Schwester, die Ehefrau Margrit TflP, auf die Hoffolge 
verzichtet habe* Sie habe jahrelang auf dem Hof gearbei­
tet und sei auch auf Grund ihrer Vorbildung in der Lage; 
den Hof zu bewirtschaften* Ihr Sohn Carl werde einmal 
Bauer werden* Er habe großes Interesse an der Landwirt­
schaft. Es sei auch der Wunsch der Hutter gewesen, daß 
ihr Sohn Carl den Hof erhalte*

Bodo FflIP hat beantragt, den Antrag der Ehefrau v #  
d #  E ^ P  zurückzuweisen und festzustellen, daß er Hof­
erbe geworden sei» Er hat den Feststellungsantrag aber 
bereits im ersten Rechtszuge wieder zurückgenommen. Der 
Antragsgegner hat geltend gemacht, er sei wirtschafts­
fähig; jedenfalls sei er in der Lage, den Hof durch einen
tüchtigen Verwalter bewirtschaften zu lassen. Bei der Größe

*
des Hofes sei eine Selbstbewirtschaftung nicht erforder­
lich. Wenn er auch die technische Seite des Betriebes 
nicht beherrsche, so könne er um so besser die finanziel­
len Angelegenheiten erledigen. Er habe sich auch nach dem 
Tode der Mutter, sooft er Zeit gehabt habe, um die Land­
wirtschaft gekümmert. Er wolle jedenfalls den Hof für einen 
seiner beiden Söhne haben, von denen einer, und zwar der­
jenige, der später die größte Neigung für den landwirt­
schaftlichen Beruf zeige, Landwirt werden solle. Er selbst 
habe großes Interesse für den Hof gehabt, der, seitdem er 
ihn verwalte, gut vorwärts gekommen sei. Er. habe auch er­
hebliche Werte in den Hof investiert. Die Antragstellerin 
sei dagegen nicht wirtschaftsfähig.

Die Ehefrau Margrit hat erklärt, daß sie zugun­
sten ihrer Schwester Hildegard auf den Hof verzichte. Ihre 
beiden anderen Schwestern Elisabeth und Anneliese haben sich



an dem Verfahren nicht beteiligt*

Das Amtsgericht (Landwirtschaftsgericht) hat den An­
trag der Ehefrau zurückgewiesen«. Gegen die­
sen Beschluß hat die Antragstellerin sofortige Beschwerde 
eingelegt mit dem Anträge, unter Abänderung des angefoch­
tenen Beschlusses nach ihrem erstinstanzlichen Anträge 
zu erkennen, hilfsweise festzustellen, daß ihr Sohn Carl 
Hoferbe geworden sei* Bodo hat beantragt, die An­
träge der Ehefrau v #  d 9  EflP zurückzuweisen und festzu­
stellen, daß sein ältester Sohn Carl Hoferbe geworden 
sei. Das Oberlandesgericht hat unter Aufhebung der Vor­
entscheidung dem Hilfsantrage der Antragstellerin statt­
gegeben und festgestellt, daß Carl dtf Hof erbe
geworden ist* Hiergegen richten sich die Rechtsbeschwer­
den des Antragsgegners und seines Sohnes Carl, mit denen 
sie den im Beschwerdeverfahren gestellten Peststellungs­
antrag weiterverfolgen. Die Antragstellerin bittet, die 
Rechtsbeschwerdeials unzulässig, hilfsweise als unbegrün­
det zurückzuweisen«

II,

Die Hechtsbeschwerde ist, da sie vom Oberlandesge­
richt nicht zugelassen ist und es sich auch nicht um 
die Unzulässigkeit des Verfahrens vor den ordentlichen 
Gerichten oder um die Unzulässigkeit der Beschwerde han­
delt, nur statthaft, wenn das Beschwerdegericht von einet 
in der Beschwerdebegründung angeführten Entscheidung eines 
der in § 24 Abs 2 Hr 1 IWVG bezeichneten Gerichte abge­
wichen ist und der.Beschluß auf dieser Abweichung beruht«

1, Das Oberlandesgericht hat zunächst die Wirt­
schaftsfähigkeit des nach §§ 5 Nr 5, 6 Abs 1 HöfeO in 
erster Linie zum Hoferben berufenen Antragsgegners ge-
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prüft, diese jedoch mit der Begründung verneint, daß der 
Antragsgegner, der keine landwirtschaftliche Vorbildung 
und Ausbildung gehabt habe, nach seinen Kenntnissen 
und Fähigkeiten nicht in der Lage sei, den Hof selbständig 
ordnungsmässig zu bewirtschaften oder die Arbeiten und 
Maßnahmen eines Verwalters zu überwachenQ

Die Rechtsbeschwerdeführer haben hiergegen keine ernst­
lichen Einwendungen erhoben» Der Antragsgegner nimmt den Hof 
auch für sich nicht in Anspruch«. Die Hechtsbeschwerdefüh­
rer haben jedoch in der Hechtsbeschwerdebegründung unter Hin­
weis auf die Entscheidung des Oberlandesgerichts Düssel­
dorf vom 15« September 1948 (HEZ 2, 129) um Nachprüfung gebe­
ten, ob der Begriff der Wirtschaftsfähigkeit mit den strengen 
Anforderungen der bisherigen Hechtsprechung sich heute noch 
aufrechterhalten lasse oder ob nicht der milderen Auffassung 
des Oberlandesgerichts Düsseldorf oder den Gedanken, wie sie 
in der Entscheidung des Obersten Gerichtshofs für die Briti­
sche Zone (OGHZ 2, 2?1) gestreift würden, der Vorzug zu ge- . 
ben seiv Soweit die Rechtsbeschwerdeführer mit diesen Aus­
führungen eine Abweichung von den vorerwähnten Entschei­
dungen geltend machen wollen, würde das Vorbringen unbe­
achtlich sein» Die Auslegung des Begriffs der Wirtschafts­
fähigkeit durch das Beschwerdegericht entspricht der stän­
digen Rechtsprechung des erkennenden Senats (vgl die Zu­
sammenstellung von Pritsch DNotZ 1952, 199 [20lD* Für 
die Frage der Abweichung im Sinne des § 24 Abs 2 Nr 1 
LwVG ist auf den neuesten Stand der Hechtsprechung des in 
Betracht kommenden Gerichts abzustellen* Ist die Rechts­
frage bereits durch den Bundesgerichtshof entschieden, 
so kommt es allein auf eine Abweichung von seiner Ent­
scheidung an (vgl Beschluß des erkennenden Senats vom 
'7« Dezember 1954, V BLw 48/54, RechtdLandw 1955,75)«> So­
weit das Oberlandesgericht Düsseldorf und, wie die Rechts­
beschwerdeführer meinen, auch der Oberste Gerichtshof für
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die Britische Zone in den angeführten Entscheidungen bei 
der Auslegung des Begriffs der Wirtschaftsfähigkeit einen 
milderen Maßstab angelegt haben als das Beschwerdegericht 
und auch der Bundesgerichtshof, können diese Abweichungen 
die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerdennicht begründen»

2» Bas Oberlandeegericht hat sodann die Wirtschafts­
fähigkeit der weiter als Hoferben in Betracht kommenden 
Personen geprüft, jedoch sowohl die beiden minderjährigen 
Söhne des Antragsgegners wie auch die Ehefrau Margrit Taaks 
und deren Kinder sowie die Antragstellerin als nicht wirt­
schaftsfähig bezeichnet, dagegen die Wirtschaftsfähig­
keit des Sohnes der Antragstellerin bejaht»

a) Bei den Kindern des Antragsgegners und dem Sohn 
der Antragstellerin geht das Oberlandesgericht aus von 
den Vorschriften des § 6 Abs 5 HÖfeO, wonach ein als Hof­
erbe Berufener trotz fehlender Wirtschaftsfähigkeit als 
Hoferbe nicht ausscheidet, wenn allein mangelnde Alters­
reife der Grund der V/irtschaftsunfähigkeit ist» Bas Be­
schwerdegericht führt unter Hinweis auf die Rechtsprechung 
auch des Bundesgerichtshofs aus, es komme bei Kindern da­
rauf an, ob sie nach Neigung und Einfluß durch die Um­
welt in die landwirtschaftliche Berufstätigkeit hinein­
wachsen würden. Biese Voraussetzungen müßten bereits 
im Zeitpunkt des Erbfalles gegeben sein» Es genüge nicht, 
wenn erst nach dem Erbfall die landwirtschaftliche Aus­
bildung ins Auge gefaßt werde« Bie Kinder müßten ohne * 
Rücksicht auf den Erbfall in der entsprechenden Umwelt und 
unter den entsprechenden Umständen aufwachsen. Bei der 
Prüfung der Präge, ob ein Kind mit größter Wahrschein­
lichkeit Landwirt werde, seien auch die Stellung der El­
tern und deren Einstellung zur Landwirtschaft zu berück­
sichtigen»

u
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Im einzelnen führt das Uberlandesgericht aus* Der 
älteste Sohn des Antragsgegners sei zur Zeit des Erb­
falles noch nicht 3 Jahre, der jüngste erst knapp 3 Monate 
alt gewesen« Beide seien auf dem Hof geboren und hätten 
dort bis heute gelebt« Daß sie wie andere Bauernkinder 
auf dem Hof aufwüchsen, sei nicht entscheidend. Die Tätig­
keit ihres Vaters habe im wesentlichen darin bestanden, 
daß er die finanziellen Angelegenheiten des Hofes geregelt 
habe« Er habe infolge seiner beruflichen Tätigkeit, vor 
allem mangels ausreichender landwirtschaftlicher Kenntnisse, 
gar nicht die Möglichkeit und die Zeit, die Kinder für 
den landwirtschaftlichen Beruf genügend zu interessieren 
oder gar mit auszubilden« Auch die Mutter, die aus Indu­
striekreisen stamme, sei dazu nicht in der Lage. Daß der 
Antragsgegner schon vor Eintritt des Erbfalles hinsicht­
lich einer etwaigen landwirtschaftlichen Ausbildung seiner 
Kinder irgendwelche Maßnahmen getroffen oder Entschlüsse 
gefaßt habe, müsse bei dem jugendlichen Alter der Kinder 
im Zeitpunkt des Erbfalles und mit Rücksicht darauf, daß 
zu Lebzeiten der Erblasserin der Zeitpunkt eines Eigen­
tümerwechsels noch gar nicht vorauszusehen gewesen sei, 
für ausgeschlossen angesehen werden. Der Antragsgegner 
habe auch bis kurz vor der letzten mündlichen Verhandlung 
nicht eindeutig angeben können, welches der Kinder einmal 
Landwirt werden solle. Unter diesen Umständen sei es 
nicht wahrscheinlich, daß einer der beiden Söhne des An­
tragsgegners einmal in den landwirtschaftlichen Beruf hin­
einwachsen werde. Insbesondere habe dies im Zeitpunkt des 
Erbfalles keinesfalls festgestanden. Die Wirtschaftsunfähig­
keit der Kinder des Antragsgegners beruhe nicht etwa nur 
auf mangelnder Altersreife»

Der Sohn der AnträgsteHerin sei im Zeitpunkt des 
Erbfalles etwa 10 Jahre alt gewesen. Die mangelnde Alters-
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reife sei kein Grund für seine Wirtschaf tsunfähigkeit,.
Carl vtf dMP EflM sei zwar erst 1947 auf den Hof gekom­
men, habe aber schon seit Jahren nach Kräften bei den 
landwirtschaftlichen Arbeiten geholfen und eine natür­
liche Neigung und Fähigkeit für die Landwirtschaft ge­
zeigt» Sein ganzes Verhalten lasse erkennen, daß es ihm 
mit der Absicht, einmal Landwirt zu werden, ernst sei und 
daß er für die Bewirtschaftung des Hofes geeignet sein 
werde. Wenn auch die Mutter nicht als wirtschaftsfähig 
anzusehen sei, so habe sie doch erhebliches Interesse an 
der Landwirtschaft und halte den Jungen zur Arbeit in 
der Landwirtschaft an» Auch der Vater billige die Ab­
sicht seines Sohnes, Landwirt zu werden. Es sei also nicht 
nur wahrscheinlich, sondern sicher, daß Carl v #  d # £ ( B  
nach Neigung und Einfluß durch die Umwelt in den landwirt­
schaftlichen Beruf hineinwachsen werde. Dies sei auch schon 
im Zeitpunkt des Erbfalles so gewesen, wie rückschauend 
mit Sicherheit festzustellen sei. Es sei, wie eine Zeugin 
bekundet habe, auch der Wunsch der Mutter gewesen, daß 
der Sohn der Antragstellerin einmal den Hof erhalten 
solle»

b) Die Hechtsbeschwerdeführer machen geltend, das 
Oberlandesgericht sei in der Beurteilung der Wirtschafts­
fähigkeit der Kinder des Antragsgegners und des Sohnes der 
Antragstellerin von den Entscheidungen des Obersten Ge­
richtshofs für die Britische Zone vom 8. Februar 1950 
(RechtdLandw 1950,205) und 28. September 1949 (OGHZ 3797 
RechtdLendw 1950,92) sowie des Bundesgerichtshofs vom 
22. Mai 1951 (V BLw 117/49, RechtdLandw 1951,302) abge­
wichen, wonach es entscheidend darauf ankomme, ob ein 
Kind nach dem natürlichen Lauf der Dinge - ohne Rücksicht 
auf den Erbfall - nach Neigung und Einfluß durch die 
Umwelt in die landwirtschaftliche Berufstätigkeit hinein-



wachse, wofür das Leben auf dem Lande die wichtigste 
Voraussetzung sei- Mit diesem Grundsatz, der auf Carl 
P f l p  anzuwenden sei, stehe der angefochtene Beschluß 
in Widerspruch, Der Antragsgegner habe nicht die Absicht, 
seine Söhne wie Kleinbauern zu erziehen« Beide Jungen 
sollten zunächst die Reifeprüfung machen« Carl werde dann 
Landwirtschaft studieren. Was die Antragsteilerin mit 
ihrem Sohn durchführe, sei ein unnötiger sozialer Rück­
schritt, den er (Antragsgegner) seinem Sohn Carl nicht 
zumuten wolle« Die angefochtene Entscheidung widerspreche 
auch dem-Beschluß des Oberlandesgerichts Düsseldorf «vom 
15. September 1948 (HEZ 2,129)r wonach eine Bewirtschaf­
tung durch Pächter oder Verwalter genüge, wenn nur durch 
die Persönlichkeit des Eigentümers die ordnungsmässige Be­
wirtschaftung gesichert sei*

Bas Oberlandesgericht befinde sich auch hinsichtlich 
des Sohnes der Antragstellerin in Widerspruch mit den er­
wähnten Entscheidungen und auch mit dem Beschluß des Ober­
landesgerichts Oldenburg vom 15. März 1954 (NdsRpfl 1954, 
124), indem es die Präge, ob Carl van der Eist auf na­
türliche Weise in die Landwirtschaft hineinwachsen werde, 
nicht vom Blickpunkt des Jahres 1948 beurteile, sondern 
seine Entscheidung lediglich auf die seit dem Erbfall ein­
getretenen Ereignisse gründe. Die Antragstellerin habe 
sich im Jahre 1948 nur vorübergehend mit ihrem Sohn in 
Deutschland befunden« Bei objektiver Beurteilung könne 
man nicht annehmen, daß Carl van der Eist als Sohn eines 
vermögenden damals in Indonesien tätigen holländischen 
Bankbeamten eine Laufbahn in dem wirtschaftlich und poli­
tisch zerrütteten Deutschland einschlagen würde«, Es sei 
nicht zu erwarten gewesen, daß er die nächsten Jahre in 
Deutschland getrennt von seinem Vater verbringen werde*



- 13 -

Alles, was das Oberlandesgericht über die Tätigkeit des 
Carl vtt d #  E f ^  anführe, liege nach dem Erbfall« Der 
auf keine Erwägung oder Tatsache gestützte Schlußsatz 
der Begründung des angefochtenen Beschlusses, schon im 
Zeitpunkt des Erbfalles habe die Sicherheit bestan­
den, daß Carl d # £ 0  Landwirt werden würde, ver­
stoße gegen die Denkgesetze und sei deshalb unbeacht­
lich. Auch hierin liege eine Abweichung von den in den 
erwähnten Entscheidungen aufgestellten Grundsätzen.

Bei richtiger Beurteilung habe das Oberlandesge­
richt zumindest zu dem Ergebnis kommen müssen, daß Carl 

und der Sohn der Antrags teller in sich gleich stän­
den. Unter mehreren gleich Wirtschaftsfähigen dürfe das 
Gericht keine Auswahl nach dem Grade der Wirtschafsfähig- 
keit treffen. Auf Kinder angewandt bedeute dies, daß Un­
terschiede im Grade der zu erwartenden Wirtschaftsfähig­
keit unberücksichtigt bleiben müßten. Das Oberlandes­
gericht habe somit auch gegen die Entscheidungen des Ober­
landesgerichts Oldenburg (MDR 1949, 108) und des Bundes- 
gerichtshofs (RechtdLandw 1952,72) verstoßen.

c) Das Vorbringen der Rechtsbeschwerdeführer ist 
nicht geeignet, die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerdenzu 
begründen, da der angefochtene Beschluss in Wirklichkeit 
nicht von den angeführten Entscheidungen abweicht.

Eine Abweichung im Sinne des § 24 Abs 2 Hr 1 LwVG 
liegt nur bei abweichender Beurteilung einer Rechts­
frage vor. Dies ergibt sich ohne weiteres daraus, daß 
die Rechtsbeschwerde nur auf eine Gesetzesverletzung gestützt 
werden kann (§27 LwVG), die Entscheidungen des Beschwer­
degerichts somit in der Rechtsbeschwerdeinstanz nur einer 
rechtlichen Hachprüfung unterliegen. Die Gesetzesverletzung
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allein vermag jedoch die Zulässigkeit der Hechtsbeschv/erde 
nicht zu rechtfertigen« Die Frage, ob eine Rechtsver- 
letzung vorliegt, kann überhaupt erst geprüft werden, 
wenn feststeht, daß die Rechtsbeschwerde nach § 24 LwVG 
statthaft ist, wenn also im Falle des § 24 Abs 2 Nr 1 
LwVG das Beschwerdegericht in einer Rechtsfrage von einer 
in der Rechtsbeschwerdebegründung bezeichneten Entschei­
dung eines der angeführten Gerichte abgewichen ist und 
der angefochtene Beschluss auf dieser Abweichung beruht0

Die Beurteilung der Wirtschaftsfähigkeit, wozu auch 
die Frage gehört, welche Anforderungen im Einzelfall an die 
Wirtschaftsfähigkeit zu stellen sind, ist, soweit es sich 
nicht um die Auslegung des Begriffs der Wirtschaftsfähig­
keit handelt, die Entscheidung über eine Tatfrage, an die 
das Rechtsbeschwerde^ericht, wenn nicht ein Verstoß gegen 
ein Denkgesetz oder Verfahrensvorschriften vorliegt, ge­
bunden ist« Bei der Prüfung der Hoferbfolge der Kinder 
des Antragsgegners und des Sohnes der Antragstellerin 
spielt die an sich für den Hoferben erforderliche Wirt­
schaftsfähigkeit keine Rolle« Personen im Kindesalter 
sind überhaupt nicht wirtschaftsfähig« Bei ihnen kann im 
Hinblick auf die Hoferbfolge die Frage der Wirtschafts­
fähigkeit gar nicht auftauchen« Die Entscheidung über 
die Hoferbfolge hängt vielmehr lediglich davon ab, ob 
allein mangelnde Altersreife der Grund der Wirtschafts­
unfähigkeit ist (§6 Abs 5 Satz 2 HöfeO)« Mit der Fest­
stellung der Wirtschaftsunfähigkeit der Kinder des An­
tragsgegners hat daa Oberlandesgericht eine für die 
Hoferbfolge völlig unerhebliche Selbstverständlichkeit 
ausgesprochen. Unrichtig ist es auch, wenn das Beschv.er- 
degericht die Wirtschaftsfähigkeit des Sohnes der An­
tragstellerin bejaht hat. Die Begründung des angefoch­
tenen Beschlusses läßt jedoch zweifelsfrei erkennen, daß
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das Oberlandesgericht sich der rechtlichen Bedeu­
tung der Vorschrift des § 6 Abs 5 Satz 2 HöfeO 
durchaus bewußt gewesen ist, da es die Entscheidung in 
Wirklichkeit darauf abgestellt hat, ob bei den Kin­
dern des Antragsgegners und dem Sohn der Antragstel­
lerin allein mangelnde Altersreife der Grund ihrer 
Wirtschaftsunfähigkeit ist. Die Beantwortung die­
ser Präge ist ebenso wie die Feststellung der Wirt­
schaftsfähigkeit Aufgabe der tatrichterlichen Würdi­
gung (vgl den oben angeführten Beschluß des erkennen­
den Senats-vom 22. Mai 1951)« so daß insoweit eine 
Abweichung in der Beurteilung einer Rechtsfrage nicht 
in Betracht kommt. Im übrigen hat das Beschwerdege­
richt in Übereinstimmung mit den Grundsätzen, die in den 
von den Rechtsbeschv/erdefubreim bezeichnefcenEntScheidun­
gen enthalten sind, geprüft, ob die Kinder nach Nei­
gung und Einfluß durch die Umwelt auf natür­
liche Weise in die landwirtschaftliche Berufstätig­
keit hineinwachsen und ob diese Voraussetzungen be­
reits im Zeitpunkt des Erbfalles gegeben waren. Das 
Oberlandesgericht hat diese Frage bei den Kindern 
des Antragsgegners verneint, dagegen bei dem Sohn 
der Antragstellerin bejaht. Wie das Beschwerdegericht 
zu diesem Ergebnis gekommen ist, insbesondere ob 
seine Feststellungen für den Zeitpunkt des Erbfalles 
ausreichend begründet sind oder etwa denkgesetzlich 
zu beanstanden wären, ist für die Entscheidung über 
die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde unerheblich.
Die Frage, ob die Feststellungen des Beschwerde­
gerichts auf einer Gesetzesverletzung beruhen oder 
nicht, könnte erst geprüft werden, wenn die Rechts­
beschwerdenstatthaft sind. Eine die Zulässigkeit 
der Rechtsbeschwerden begründende Abweichung in der 
Beurteilung einer Rechtsfrage ist jedoch nicht er­
sichtlich.
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Der Hinweis auf den in dem Beschluß des Ober­
landesgerichts Oldenburg vom 10« Juni 1948 (MDR 
1949, 108) aufgestellten Grundsatz - der übrigens 
auch vom erkennenden Senat (vgl z.B* Beschlüsse vom 
3« April 1951, V HE»w l/50, und 29« April 1952, V BLw 
112/51, RechtdLandw 1952, 270 [271.]) gebilligt wor­
den ist -,daß nur der Wirtschaftsunfähige als Hof­
erbe ausscheidet, daß dagegen unter mehreren Wirt­
schaft sfähigen Personen keine Auswahl nach dem Grade 
der Wirtschaftsfähigkeit getroffen werden darf, ver­
mag die Zulässigkeit der Rechtsbeschwerdenebenfalls 
nicht zu begründen. Es handelt sich im gegenwärtigen 
Verfahren überhaupt nicht um die Beurteilung der Wirt­
schaft sfähigkeit der als Hoferben fn Betracht kommen­
den Kinder des Antragsgegners und der Antragstellerin, 
sondern lediglich um die Präge, ob allein mangelnde 
Altersreife der Grund ihrer Wirtschaftsunfähigkeit 
ist« Aber selbst wenn man das Verbot der Auswahl des 
tüchtigsten unter mehreren wirtschaftsfähigen Erben 
entsprechend den Ausführungen der Rechtsbeschwerde 
in dem Sinne auf Kinder anwenden wollte, daß Unter­
schiede im Grade der künftigen Wirtschaftsfähigkeit 
unberücksichtigt bleiben müßten, so würde das Ober- 
landeagericht hiergegen nicht verstossen haben. Dies
könnte nur dann der Pall sein, wenn das Beschwerde-«
gericht festgestellt hätte, daß sowohl die Kinder 
des Antragsgegners wie auch der Sohn der Antragstelle­
rin auf.natürliche Weise in die landwirtschaftliche 
Berufstätigkeit hineinwachsen würden, daß also bei 
allen allein mangelnde Altersreife der Grund ihrer 
Wirtschaftsunfähigkeit sei, daß aber wegen der Unter­
schiede im Grade der zu erwartenden Wirtschaftsfähig­
keit dem Sohn der Antragstellerin der Vorzug zu geben 
sei. So lautet die angefochtene Entscheidung jedoch 
nicht. Der Beschluß des Beschwerdegerichts, der die
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Präge, ob-allein mangelnde Altersreife der Grund 
der »Virtschaftsunfähigkeit ist, bei den Kindern des 
Antragsgegners verneint, bei dem Sohn der Antrag­
stellerin bejaht, entspricht vielmehr der Verneinung 
bzw. der Bejahung der Wirtschaftsfähigkeit. Eine Ab­
weichung im Sinne des § 24 Abs 2 Nr 1 LwVG liegt 
somit, auch wenn man von den vorstehenden Ausführun­
gen der Rechtsbeschwerde ausgeht, nicht vor»

Die Auslegung des Begriffs der Wirtschafts­
fähigkeit durch das Oberlandesgericht Düsseldorf 
in dem oben erwähnten Beschluss vom 15« September 
1948 ist, wie bereits ausgeführt, durch die Recht­
sprechung des erkennenden Senats überholt. Im übrigen 
ist nicht ersichtlich, inwiefern die angefochtene 
Entscheidung mit dem Grundsatz, daß eine Bewirt­
schaftung des Hofes durch einen Pächter oder Ver­
walter genüge, wenn nur durch die Persönlichkeit 
des Eigentümers die ordnungsmässige Bewirtschaftung 
gesichert sei, in Widerspruch stehen soll* Die Bewirt­
schaftung des Hofes durch einen Pächter oder Ver­
walter kann die für den Hoferben erforderliche Wirt­
schaftsfähigkeit oder die Voraussetzungen für die 
Hoferbfolge eines Kindes nicht ersetzen»

Mit dem weiteren Vorbringen rügen die RechtstesctowEr- 
deführer, soweit es sich nicht lediglich um An-̂  
griffe gegen tatrichterliche Feststellungen handelt0 
in eingehenden Darlegungen Verfahrensmängel, insbe­
sondere die unzureichende Aufklärung und Würdigung 
des Sachverhalts, Verstöße gegen Denkgesetze sowie 
auch die unrichtige Auslegung des Begriffs der «Wirt- 
schaftsfähigkeit bei Kindern« und damit eine unzu­
treffende Beurteilung der für die Hoferbfolge von 
Kindern zu prüfenden Voraussetzungen. Ob die von
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den Rechtsbeschwerdei gerügten Rechtsverletzungen in Wirklich­
keit vorliegen, muß dahingestellt bleiben« Diese Frage kann 
in der Rechtsbeschwerdeinstanz nur geprüft werden, wenn die 
Rechtsbeschwerde gemäß § 24 LwVG zulässig ist« Dies ist je­
doch nach den obigen Ausführungen nicht der Fall, so daß 
sich eine Stellungnahme zu dem weiteren Vorbringen der Rechts­
beschwerde erübrigt«

Die Rechtsbeschwerdeimußtei danach als unzulässig ver­
worfen werden«

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 34, 44, 45 LwVG«

Dr« Tasche Dr« Hückinghaus Dr. Piepenbrock

✓
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